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Teilurteil 
Geschäftsnummer: 14 C 62/15 verkündet am : 21,11.2017 

••• Justizbeschäftigte 

In dem Rechtsstreit 

Klägerin, 

gegen 

- Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Bepi Uletilovic, 
Wulffstraße 14, 12165 Berlin,- 

Beklagte, 

hat das Amtsgericht Wedding, Zivilprozessabteilung 14, in Berlin-Wedding, Brunnenplatz 1, 13357 

Berlin, auf die mündliche Verhandlung vom 04,07,2017 durch den Richter am Amtsgericht ••• 
für Recht erkannt: 

1, Die Klage wird hinsichtlich des Hauptantrages (Räumungsanspruch) abgewiesen. 

2, Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlussurteil vorbehalten, 
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Tatbestand 

Die Klägerin nimmt die Beklagte auf Räumung und Herausgabe einer Wohnung in Anspruch. 

Die Beklagte mietete mit Vertrag vom 07.08.2000, auf den der Einzelheiten verwiesen wird, 

gelegene Woh­ 

Die Klägerin ist auf Vermieterseite in das Mietverhältnis einge- nung von H 

treten. Der Mietzins ist mit 460,16 € (333,67 € nettokalt) vereinbart. 

Mit Schreiben vom 12.04.2014, auf das verwiesen wird, zeigte die Beklagte dem vormaligen Ver­ 

mieter das Vorliegen mehrerer Mängel an, forderte deren Beseitigung und kündigte eine Minde- 
~, 

rung der Miete um 28 % an. 

Mit Schreiben vom 30.12.2014 ihrer Bevollmächtigten, auf das Bezug genommen wird, übermittel­ 

te die Klägerin der Beklagten eine Modernisierungsankündigung und bat die Beklagte erfolglos um 

Zustimmung und Duldung der dort genannten Maßnahmen. 

Die Haustür wurde Ende Dezember 2014 instandgesetzt (Abschließbarkeit, Türschloss). 

Mit Schreiben vom 26.01.2015, auf das verwiesen wird, zeigte die Beklagte der klägerischen 

Hausverwaltung erneut Mängel an. 

Der zur Wohnung gehörende Balkon mit einer Größe von 1,5 m2 wurde zwischen dem 10. und 

31.08.2015 abgerissen. 

Die Beklagte zahlte die monatliche Miete im Zeitraum von April 2014 bis einschließlich November 

2015 unvollständig wie folgt: April 2014 Rest 0,02 €, Mai 2014 bis Januar 2015 Rest jeweils 

128,84 €, Februar und März 2015 Rest je 82,82 €, April bis November 2015 Rest je 105,83 €. 

Die Klägerin erklärte mit Schreiben ihrer Bevollmächtigten vom 19.11.2015, auf das verwiesen 

wird, wegen eines Zahlungsrückstandes von insgesamt 2.171,86 € die fristlose und hilfsweise 
fristgemäße Kündigung des Mietverhältnisses sowie ferner wegen eines Verstoßes gegen die 

mietvertragliche Pflicht, Mängelbeseitigungsmaßnahmen zu dulden, vorsorglich und hilfsweise 

eine weitere fristlose und hilfsweise fristgemäBe Kündigung. 

Der Prozessbevollmächtigte der Klägerin erklärte im Schriftsatz vom 03.12.2015 höchst vorsorg­ 

lich und hilfsweise wegen des Zahlungsrückstandes von 2,171,86 € erneut die fristlose und hilfs- 
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weise fristgemäße Kündigung des Mietverhältnisses. 

Die Beklagte wies am 04.01.2016 einen Betrag von 2.277,69 € unter dem Vorbehalt der Rückfor­ 

derung zum Ausgleich des der Kündigung zugrunde gelegten Rückstandes an die Klägerin an. 

Die Klägerin trägt vor, die Beklagte habe die Beseitigung der angezeigten Mängel wiederholt ver­ 

weigert und gegen ihre diesbezüglichen Duldungspflichten verstoßen. Sie habe insbesondere den 

Zutritt zur Wohnung nicht gewährt und Besichtigungen des Zustandes abgelehnt. Das Angebot ei­ 

ner Besichtigung werktags nach18.30 Uhr sei der Klägerin nicht zuzumuten und stehe einer Ab­ 

lehnung gleich. Minderungsrechte könne die Beklagte im Übrigen nicht geltend machen, da sie die 

Mängetbeseitigung verweigert habe. Überdies müsse die Beklagte eine sog. modernisierende In­ 

standsetzung dulden. 

Die Klägerin hat mit der am 18.03.2015 zugestellten Klage die Beklagte zunächst auf Duldung der 

in der Klage näher bezeichneten Modernisierungsmaßnahmen in Anspruch genommen. Mit 

Schriftsatz vom 03.12.2015, der dem Beklagtenvertreter am 15.12.2015 zugestellt worden ist, hat 

die Klägerin die Klage geändert und die Beklagte nunmehr auf Räumung (Klageantrag zu 1.) und 

Zahlung (Klageantrag zu 2.: Ausgleich eines Betrages von 2.171,86 € nebst Zinsen) und hilfswei­ 

se auf Duldung der Modernisierungsmaßnahmen in Anspruch genommen. Die Parteien haben den 
Rechtsstreit in der Hauptsache hinsichtlich des Zahlungsanspruchs (Klageantrag zu 2. nach der 

Klageänderung) übereinstimmend mit widerstreitenden Kostenanträgen für erledigt erklärt. 

Sie verlangt nunmehr die Räumung und Herausgabe der von der Beklagten angemieteten Woh­ 

nung von der Beklagten und hilfsweise die Modernisierungsduldung. 

Die Klägerin beantragt, 

und in der 
gelegene Wohnung mit 76,96 m2 mit insgesamt drei 

lrnrnern, einer Küche, einem Korridor, einer Toilette mit Bad und einem Kellerraum zu räu­ 
men und geräumt an sie herauszugeben 

und hilfsweise, 

die Beklagte zu verurteilen, die Ausführung folgender Modernisierungsmaßnahmen in der von 
ihr innegehaltenen Wohnung zu dulden, wobei hinsichtlich der Einzelheiten der Fassung des 
Hilfsantrages auf den Schriftsatz des Klägervertreters vom 03.12.2015 (Seite 2 - 4) verwiesen 
wird. 
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Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Die Beklagte stimmt der Klageänderung nicht zu und rügt deren Zulässigkeit und wendet weiter 

ein, ein zur Kündigung berechtigender Mietrückstand habe zu keinem Zeitpunkt bestanden. Sie 

habe die Miete wegen der angezeigten Mängel berechtigt gemindert. Ihr stehe überdies ein weiter­ 

gehendes Zurückbehaltungsrecht an der Miete zu. Die Mängel lägen überwiegend bis heute vor. 

Sie könne deren Beseitigung ohne die Durchführung der angekündigten Modernisierungsmaßnah­ 

men verlangen. Wegen der Einzelheiten der Darlegung der Mängel und des Wohnungszustandes 

wird insbesondere auf die Schriftsätze des Beklagtenvertreters vom 05.01.2016 und 18.02.2016 

verwiesen. Schließlich habe sie die Mängelbeseitigung nicht abgelehnt oder sonst verweigert. Die 

Verwaltung der Klägerin habe sich überdies auch auf eine Wohnungsbesichtigung ab 18.30 Uhr 

eingelassen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes insbesondere zu den behaupteten 

Mängeln und dem Zustand der Mietsache wird auf die zwischen den Parteien gewechselten 

Schriftsätze nebst Anlagen Bezug genommen. 

Das Gericht hat nach Maßgabe des Beweisbeschlusses vom 30.08.2016, auf den verwiesen wird, 

Beweis erhoben durch Einnahme richterlichen Augenscheins. Wegen des Ergebnisses der Be­ 

weisaufnahme wird auf die Sitzungsniederschrift vom 02.12.2016 Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe 

Die Klage ist hinsichtlich des Hauptantrages (Räumungsanspruch) zulässig, aber unbegründet. 

Die Klageänderung ist zulässig und dient der Vermeidung eines Folgeprozesses und war daher 
als sachdienlich anzusehen. 

Der Klägerin steht der geltend gemachte Anspruch auf Räumung und Herausgabe der von der Be- 

klagten im Hause innegehalte- 

nen Wohnung nicht gemäß § 546 Abs.1 BGB gegen die Beklagte zu. 

Das zwischen den Parteien bestehende Mietverhältnis über die von der Beklagten innegehaltene 

Wohnung wurde durch die gemäß §§ 543 Abs.1, Abs.2 Nr.3, 573 Abs.1, Abs.2 Nr.1 BGB ausge­ 
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sprochenen fristlosen und hilfsweise fristgemäßen Kündigungen vom 19.11.2015 und 03.12.2015 

nicht wirksam beendet. Im Einzelnen gilt Folgendes: 

Die wegen eines Zahlungsrückstandes von insgesamt 2.171,86 € (Mieten im Zeitraum April 2014 

bis November 2015) ausgesprochenen fristlosen Kündigungen vom 19.11. und 03.12.2015 wur­ 

den durch den vollständigen Ausgleich des Rückstandes innerhalb der gesetzlichen Schonfrist (§ 

569 Abs.3 Nr.2 BGB) geheilt und sind unwirksam geworden. 

Doch auch die ferner jeweils hilfsweise ausgesprochenen ordentlichen und fristgemäßen Kündi­ 

gungen vom 19.11. und 03.12.2015 haben das zwischen den Parteien bestehende Mietverhältnis 

nicht beendet. Es fehlt das berechtigte Interesse der Klägerin gemäß § 573 Abs.1, Abs.2 Nr.1 

BGB zum Ausspruch der fristgemäßen Kündigung. 

Denn selbst wenn zu Gunsten der Klägerin unterstellt wird, dass der Beklagten das in Anspruch 

genommene Minderungs- und Zurückbehaltungsrecht im Zeitraum von April 2014 bis November 

2015 nicht zustand und damit eine schuld hafte Pflichtverletzung der Beklagten durch die unvoll­ 

ständige Mietzahlung anzunehmen ist, fehlt es an der erforderlichen Erheblichkeit dieser Pflicht­ 

verletzung. 

Die Erheblichkeit der Pflichtverletzung ist jeweils im Rahmen einer umfassenden Abwägung unter 

Berücksichtigung sämtlicher Umstände des Einzelfalles zu prüfen (LG Berlin GE 2016,1569; GE 

2017, 832). Dabei sind insbesondere die beanstandungsfreie Dauer des bisherigen Mietverhältnis­ 

ses, das Gewicht und die nachteiligen Auswirkungen der Vertragspflichtverletzung, eine mögliche 

Wiederholungsgefahr und der dem Mieter zur Last zu legende Grad des Verschuldens zu bewer­ 

ten (LG Berlin aaO). 

Gemessen an diesen Grundsätzen ist der Zahlungsverzug der Beklagten im vorliegenden Fall in 

der Gesamtschau der Umstände nicht von einem derartigen Gewicht, dass eine erhebliche Pflicht­ 

verletzung anzunehmen ist. 

Zu Gunsten der Beklagten ist nämlich die beanstandungsfreie Dauer des bisherigen Mietverhält­ 

nisses von mehr als 15 Jahren bis zum Ausspruch der Kündigungen zu berücksichtigen, sowie der 

Umstand, dass die Mietrückstände von insgesamt 2.171,86 € zwar für sich genommen wirtschaft­ 

lich nicht unerheblich sind, jedoch soweit ersichtlich nicht geeignet waren, die wirtschaftlichen In­ 

teressen der Klägerin ernsthaft zu gefährden. Mithin fehlt der Pflichtverletzung der Beklagten das 
erforderliche hinreichende Gewicht. 
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Aus den genannten Gründen ist das erforderliche berechtigte Interesse an der Beendigung des 

Mietverhältnisses in Ermangelung einer erheblichen Pflichtverletzung nicht gegeben. Die auf Zah­ 

lungsverzug gestützten fristgemäßen Kündigungen sind unwirksam. 

Ferner ist auch die vorsorglich ausgesprochene auf die Verletzung der Duldunqspflicht zur Män­ 

gel beseitigung gestützte fristlose Kündigung vom 19.11.2015 unwirksam. 

Insoweit fehlt bereits die gemäß § 543 Abs.3 BGB erforderliche Abmahnung. Die Parteien haben 

zwar über mehrere Monate wegen der Besichtigung der Wohnung und Zutrittsgewährung zur 

Mängelbeseitigung korrespondiert. Die Beklagte hat jedoch den Zutritt, die Besichtigung und die 

Mängelbeseitigung nicht abgelehnt, sondern lediglich einen Termin nach 18.30 Uhr begehrt. Dabei 

kann dahinstehen, ob die Beklagte sich insoweit pflichtwidrig verhalten hat. Denn mit Schreiben 

vom 22.05.2015 und 29.09.2015 hat die klägerische Hausverwaltung sich auf dieses Begehren 

eingelassen, einen Termin am 03.6.2015 von 18.30 bis 19.30 Uhr bestätigt und 3 Termine im Ok­ 

tober 2015 ab 18.30 Uhr angeboten. Danach war eine Abmahnung vor dem Kündigungsausspruch 

geboten, da die Beklagte darauf vertrauen durfte, dass die Klägerin diese Bedingung für die 

Durchführung von Terminen nicht als erhebliche, eine Kündigung rechtfertigende Pflichtverletzung 

ansehen würde. 

Überdies fehlt im Rahmen der gebotenen Abwägung unter Berücksichtigung aller Umstände des 

Einzelfalles der zum Ausspruch einer fristlosen Kündigung berechtigende wichtige Grund. 

Bei dieser Abwägung auch unter Berücksichtigung der jeweiligen Parteiinteressen ist zunächst zu 

Gunsten der Beklagten zu berücksichtigen, dass die Klägerin sich wie ausgeführt auf das Ansin­ 

nen der Beklagten zunächst eingelassen hat und ohne vorherige Abmahnung das Mietverhältnis 

wegen des zuvor über mehrere Monate hingenommenen Verhaltens der Beklagten gekündigt hat. 
Ferner hat die Beklagte zu keinem Zeitpunkt den Zutritt zur Wohnung grundsätzlich verweigert 

oder Mängelbeseitigungsmaßnahmen abgelehnt. Überdies hat die Klägerin im Kündigungsschrei­ 

ben vom 19.11.2015 sogar ausdrücklich klargestellt, dass der Zutritt zur Wohnung ausschließlich 

zur Instandsetzung der Gegensprechanlage begehrt wird, während weitere Mängel nur im Rah­ 

men der beabsichtigten Modernisierungsmaßnahmen behoben werden. Danach hat die Beklagte 

insbesondere nicht schuldhaft gehandelt. Ferner ist die .Pflichtwidriqkelt" nicht von erheblichem 
Gewicht für die Klägerin. 

Schließlich ist auch die vorsorglich ausgesprochene auf die Verletzung der Duldungspflicht zur 

Mängelbeseitigung gestützte fristgemäße Kündigung vom 19.11.2015 unwirksam. 
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Aus den genannten Gründen ist das gemäß § 573 BGB erforderliche berechtigte Interesse nicht 

gegeben. 

Danach wurde das Mietverhältnis nicht durch die genannten fristlosen und hilfsweise fristgemäßen 

Kündigungen der Klägerin beendet, 

Nach alledem war die Klage hinsichtlich des Räumungsanspruchs abzuweisen. 

Dagegen ist über den zuletzt im Wege des Hilfsantrages geltend gemachten Anspruch auf Dul­ 

dung der Modernisierungsmaßnahmen erst nach Eintritt der Rechtskraft hinsichtlich der Entschei­ 

dung über den im Wege des Hauptantrages geltend gemachten Räumungsanspruch zu entschei­ 

den und dem Verfahren Fortgang zu geben. 

Die Kostenentscheidung war daher dem Schlussurteil vorzubehalten. In diese Kostenentscheidung 

ist ferner die Entscheidung über die anteiligen Kosten nach der übereinstimmenden teilweisen Er­ 

ledigungserklärung hinsichtlich des Klageantrages zu 2. (Zahlungsanspruch) gemäß § 91 a ZPO 

einzubeziehen. 

Eine Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit ergeht nicht, da dieses Teilurteil keinen 

vollstreckungsfähigen Inhalt besitzt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen die Entscheidung können Sie unter bestimmten Voraussetzungen Berufung einlegen, 
wenn Sie durch die Entscheidung in Ihren Rechten beeinträchtigt sind. 

1. Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, damit Sie Berufung einlegen können? 

Der Wert des Beschwerdegegenstandes muss 600,00 Euro übersteigen 

oder 

Die Berufung ist vom Gericht, das die Entscheidung getroffen hat, zugelassen worden. 

2. Müssen Sie sich anwaltlieh vertreten lassen? 

Im Berufungsverfahren müssen Sie sich von einer Rechtsanwältin oder einem Rechtsan­ 
walt vertreten lassen. 
Dies gilt für das Einlegen der Berufung und die Begründung. 

3. In welcher Form und bei welchem Gericht können Sie Berufung einlegen? 

Die Berufung muss SChriftlich durch Ihre Rechtsanwältin oder Ihren Rechtsanwalt beim 
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Landgericht Berlin 
Littenstraße 12-17 
10179 Berlin 

eingelegt werden. 

Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Er­ 
klärung enthalten, dass Berufung eingelegt wird. . 
Die Berufungs- und die Berufungsbegründungsschrift müssen von Ihrer Rechtsanwäl­ 
tin/Ihrem Rechtsanwalt unterschrieben sein. 

Der Schriftsatz ist in deutscher Sprache zu verfassen. 

4. Welche Fristen sind zu beachten? 

Die Berufung ist innerhalb einer Notfrist von einem Monat bei dem oben genannten Ge­ 
richt einzulegen. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf 
von fünf Monaten nach Verkündung der Entscheidung, wenn die Entscheidung nicht zuge- 
stellt werden konnte. . 
Die Berufungsschrift muss innerhalb der Frist beim Gericht eingegangen sein. 

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt, innerhalb von zwei 
Monaten schriftlich zu begründen. 
Auch diese Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

- 
Für die Richtigkeit der Abschrift 
Berlin, den 27.11.2017 

- Justizbeschäftigte 

Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt - ohne Unterschrift gültig. 
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